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Presse - Information
„Argentinien Anleihen“ - Sammelklage empfohlen

Ein Fall wie viele andere: Ein Kleinsparer beklagt sich über den Verlust eines Großteils seiner Ersparnisse, die er in Argentinischen Anleihen angelegt hatte.
Die Anlage war ihm von einer Filiale der Südtiroler Sparkasse vorgeschlagen worden. Da die Anlage in Euro erfolgte und Argentinien als liquide galt, fiel das Risiko der Valuta weg, was die Anlage als sicher erscheinen ließ. Sie wurde dem Kunden auch als solche empfohlen, die vom Gesetz vorgesehene Vorinformation, welche auf eventuelle Risiken hinweist, wurde nicht vorgelegt und daher vom Kunden auch nicht unterschrieben.

Zweifellos wurde der Sparer in die Irre geleitet, da auch die vom Gesetz vorgesehenen Vorvertragsinformationen nicht ausgehändigt wurden. Trotzdem hat die Südtiroler Landessparkasse eine Entschädigung abgelehnt.

Wie zu erfahren war sind hunderte von Sparern in einer ähnlichen Situation. Es scheint auch, dass die Sparkasse selbst eine beträchtliche Summe an Argentinischen Anleihen  erworben hat.

In der Verbraucherzentrale geht man davon aus, dass Sparer, die sich in der gleichen Situation wie unser Beispielfall befinden, gute Aussichten haben, in einem Zivilverfahren den erlittenen Schaden ersetzt zu bekommen.

Es gibt nämlich nur zwei Möglichkeiten: „Entweder das Bankinstitut war dermaßen, vom Geschäft mit den Argentinien-Anleihen überzeugt, dass es die Wertpapiere den Anlegern vorbehaltlos empfohlen hat, ohne das Sicherheitsrisiko zu berücksichtigen. Oder die Bank hat die Wertpapiere an die Kunden weiterverkauft, um das eigene Risiko zu vermindern.“ 

Die große Anzahl der „Argentienanleger“ legt ein einheitliches und generelles Verhalten von Seiten der Bank gegenüber ihren Kunden nahe.

Die Verbraucherzentrale empfiehlt vor diesem Hintergrund den betroffenen KundInnen, die Schadenersatzforderung zu erheben. Vorgeschlagen wird die Einrichtung eines Komitees mit dem Ziel einer Sammelklage. Die Kosten würden sich bei einer beträchtlichen Anzahl an Betroffenen erheblich reduzieren.

Nähere Informationen erteilt die Verbraucherzentrale.

